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Vergesst dieDeutschland darf kein
16.000 37.000LIEFERENGPÄSSE FÜHREN

Armen nicht

Katholiken ist die CDU/CSU mit 35 Pro- in der CDU einen Heimathafen finden.
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ZU GEWINN-WARNUNGEN
Die anhaltenden Lieferengpässe als Fol-
ge der Coronakrise und der Wieder-
eröffnung der Wirtschaft (Re-Opening)
machen Unternehmen weltweit zu
schaffen. Besonders betroffen ist die
Halbleiterbranche, was sich vor allem in

einem anhaltenden Chipmangel in der
Automobilindustrie bemerkbar macht.
Viele Hersteller sind zur länger andau-
ernden Schließung ihrer Werke gezwun-
gen.
Neben den Engpässen im Transport-
und Bausektor mit stark gestiegenen
Preisen sowie generell höheren Roh-
stoff- und Inputkosten (zum Beispiel für
Vorprodukte) kommen die höheren
Energiepreise etwa in Europa und China
hinzu. Einschätzungen zufolge ist eine
Entspannung der Lieferzeiten erst in
den nächsten sechs bis zwölf Monaten
wahrscheinlich.
Viele Unternehmen haben daher in den
letzten Wochen Gewinnwarnungen für
das vierte Quartal, teilweise auch schon
für das Gesamtjahr 2021 ausgesprochen.
Besonders stark treffen Lieferengpässe
Großbritannien, das nun zudem die
Folgen des Brexits immer stärker zu
spüren bekommt. Zuletzt gab es etwa an
vielen britischen Tankstellen keinen
Treibstoff mehr.

EU-INFLATION WEITER DEUTLICH
ÜBER NOTENBANKZIEL
Auf die Inflationsentwicklung wirken
sich die Lieferengpässe in besonderer
Weise aus. Einerseits müssten die No-
tenbanken angesichts der extrem gestie-
genen Verbraucherpreise hart gegen-
steuern, andererseits sind sie gefordert,
ihre Geldpolitik weiterhin mit Augen-
maß an einem mittelfristig moderatem
Inflationsausblick ausrichten, um den
laufenden Konjunkturaufschwung nicht
abzuwürgen.
In den USA etwa sind die Konsumen-
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: + 10,48%
Jahresende: 13.718 Aktuell: 15.156

Aktuell: 1,16127

(04.10.2021 / 12:17 Uhr)
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EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: −5,01%
Jahresende: 1,2225
(04.10.2021 / 12:20 Uhr)

npreise im August gegenüber dem Vor-
hr um 5,3 Prozent gestiegen und liegen

amit weit über dem geldpolitischen Ziel
n im Mittel zwei Prozent.

S-Notenbankchef Jerome Powell rechnet
urzfristig mit keiner Entspannung in der

flationsentwicklung, wie er auf der No-
nbankkonferenz in Sintra deutlich mach-
. Auch die EZB-Präsidentin Christine
agarde bezeichnete auf der Konferenz in
intra die Lieferengpässe als ein Risiko für
ie Inflation in der Eurozone.
llerdings sei auch der Vergleich zu den
hr niedrigen Vorjahreswerten eine Ursa-
e für die hohen Inflationswerte. Dies
llte sich im Lauf des Jahres 2022 wieder
lativieren.

ÖRSEN STARTEN MIT VIELEN FRAGE-
EICHEN INS LETZTE QUARTAL
ie langjährige Historie weist das vierte
uartal als die erfolgreichste Börsenphase

es ganzen Jahres aus. In diesem Jahr al-
rdings gehen die Anleger oft mit ge-
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: + 12,15%
Jahresende: 30.606 Aktuell: 34.326
(01.10.2021 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: – 0,31%

(01.10.2021 / Börsenschluss)

ischten Gefühlen in die letzten drei
onate.

u viele Unsicherheiten prägen nach ein-
inhalb Jahren (fast) ununterbrochenen
ursanstiegs die Kapitalmärkte.
eben den bereits erwähnten Liefereng-

ässen, der Inflation und der bald bevor-
ehenden Reduzierung der Notenbank-
nleihekäufe beeinflussen auch die ame-
kanische Schuldenobergrenze und die
ituation in China (Regierungseingriffe
nd Immobiliencrash) derzeit die Kurs-
ntwicklung der Aktien negativ. Der Start

den Oktober dieses Jahres verlief da-
er etwas holprig.
uf stärkere Kursschwankungen werden
ch die Marktteilnehmer auch weiterhin

instellen müssen. Mangels nennens-
erter Anlagealternativen besteht nach

rfolgter Konsolidierung aber durchaus
uch berechtigte Hoffnung auf ein Hap-
yend an den Börsen. Denn auch eine
ahresschlussrally hat ja gute Tradition

m Jahresende im Dezember.
V O N W O L F G A N G K U R E K

Die Sondierungen zur Regierungsbildung
laufen auf Hochtouren. Nach Kontakten
zwischen FDP und den Grünen gab es in-
zwischen Einzelgespräche beider kleiner
Parteien mit SPD und CDU/CSU. Noch
sind keine Ergebnisse bekannt geworden,
aber es ist kein Geheimnis, dass der
Kampf gegen den Klimawandel, die Digi-
talisierung, der demographische Wandel
und nicht zuletzt Bildungsfragen zu den
großen Herausforderungen der neuen Re-
gierung gehören werden.
Schon mehren sich die Stimmen, die nicht
nur die rasche Bildung einer neuen Regie-
rung fordern, sondern von ihr auch zügiges
Handeln angesichts der immensen Auf-
gaben verlangen. Marcel Fratzscher, Prä-
sident des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW), vertritt beispiels-
weise die These, wonach neben den inhalt-
lichen Prioritäten vor allem Mut zur Ge-
schwindigkeit bei der Umsetzung der not-
wendigen Veränderungen erforderlich sei-
en. Und in der Tat: Die entsprechenden
Argumente scheinen schlüssig zu sein:
Durch die günstigen Zinsen findet der
Staat exzellente Voraussetzungen für die
mit der digitalen und ökologischen Trans-
formation verbundenen Investitionen vor.
Darüber hinaus wird der demographische
Wandel die Schieflage in den sozialen Si-
cherungssystemen dermaßen kulminieren,
dass bei heute ausbleibenden Reformen
schmerzhafte Einschnitte in der Zukunft
unausweichlich sind.
Und nicht zuletzt wird stets auf das be-
grenzte Zeitfenster für die Wirksamkeit
der gerade beim Klimaschutz zu ergreifen-
den Maßnahmen verwiesen.
So sehr der unmittelbare Handlungsbedarf
außer Frage steht, so sehr können staat-
liche Investitionen in der Sozialen Markt-
wirtschaft nur den Rahmen für Initiativen
bilden, die aus der Wirtschaft selbst kom-
men. Der Staat sollte Anreize für Wand-
lungsprozesse bieten, deren primäre Ak-
teure die Unternehmen sind. Schon
Joseph Schumpeter (1883-1950), der ös-
terreichische Nationalökonom und Politi-
ker, sprach von einer „schöpferischen Zer-
störung“, wenn er damit eine Neukombi-
nation marktfähiger Produktionsfaktoren
und folglich eine Verdrängung alter Struk-
turen meinte. Dies ist jedoch nur die eine
Seite der Medaille, wenn man das „Sozia-
le“ in der Marktwirtschaft ernst meint.
Dann nämlich hängt die Zukunftsfähigkeit
unserer Gesellschaft auch von sozial ver-
träglichen Transformationen ab. Die glo-
bale Wettbewerbsfähigkeit einer ökolo-
gisch erneuerten deutschen Wirtschaft
oder eine technisch ausgereifte Digitalisie-
rung dürfen nicht das alleinige Kriterium
des Wandels sein.
Es kommt auch darauf an, den Menschen
dabei mitzunehmen. Vor allem Randstän-
dige, Arme, Kranke, dürfen dabei nie aus
dem Blick geraten. In diesem Sinn äußert
sich auch Papst Franziskus in seiner En-
zyklika Laudato si‘ (Nr. 111), in der er da-
vor warnt, der ökologischen Frage mit
einem technokratischen Paradigma zu be-
gegnen, in dem es ausschließlich um den
rationalen Nutzen, nicht aber um den
Menschen als Ganzes geht.
Somit besteht die eigentliche Aufgabe der
künftigen Regierung darin, notwendige
Reformen sozial einzubetten, die Schwa-
chen der Gesellschaft nicht zurückzulas-
sen und so für mehr Gerechtigkeit und
Solidarität Sorge zu tragen.

Der Autor ist wissenschaftlicher Mit-
arbeiter der Katholischen Sozialwis-
senschaftlichen Zentralstelle (KSZ). Die
Kolumne erscheint in Kooperation mit
der KSZ. Foto: KSZ
BKU-Präsident Ulrich Hemel mahnt viele Reformen an. Foto: BKU/Barbara Bechtloff

Jamaika-Befürworter. Andererseits stößt
eine Ampelkoalition eher auf Neugier als
auf Ablehnung. Denn für die Wirtschaft
sind stabile Rahmenbedingungen auch im
Umweltschutz und eine stabile Regierung
entscheidend. Unter Katholikinnen und

das spräche für eine Jamaika-Koalition. Es
fehlt in der CDU aber ein sprachfähiger
Flügel für explizit christliche Positionen
und auch für eine stärkere Beteiligung der
Musliminnen und Muslime. Denn Men-
schen, denen Religion wichtig ist, könnten
Sanierungsfall werden
Der Präsident des Bundes katholischer Unternehmer, Ulrich Hemel, skizziert, was eine neue Bundesregierung

jetzt dringend anpacken muss V O N S T E FA N A H R E N S

Professor Hemel, wie beurteilen Sie die
Sondierungsgespräche in Berlin?
Sie sind geprägt durch ein professionell wir-
kendes Verhandlungs- und Kommunika-
tionsverhalten der FDP und der Grünen.
Die SPD hält sich wie schon im Wahlkampf
sehr zurück, aber die Konfliktlinien mit der
linken Fraktion innerhalb der Partei begin-

als bisher dazu bekennen, die einzige struk-
turell religionssensible Partei im Bundestag
zu sein.

Gibt es Sorgen und Nöte, die die BKU-
Mitglieder in den vergangenen Monaten
am meisten umgetrieben haben?
Die Corona-Pandemie hat aus Alltagssor-
Marktüberblick

nen schon aufzubrechen. Auch aus diesem
Grund wäre eine zweite Option wie Jamai-
ka interessant. Hier aber agiert die Union
ausgesprochen unglücklich. Sie neigt zur
Demontage des CDU-Vorsitzenden Armin
Laschet, der leider kein ausreichend klares
Zukunftsprogramm präsentiert hat. Aber
auch die CSU hat ihre eigenen Probleme,
denn wäre es Markus Söder gelungen, die
Freien Wähler mit Hubert Aiwanger von
einer eigenen Bundestagsliste abzuhalten,
hätten die betreffenden drei Prozent der
Stimmen einen Umschwung der Wahl be-
wirken können.

Welche Koalition würden Sie sowohl als
BKU-Präsident als auch als gläubiger
Katholik bevorzugen?
In der vergangenen Legislaturperiode wur-
den viele und teure Herzensprojekte der
Sozialdemokratie umgesetzt. Nicht nur
deshalb sind die meisten Unternehmer eher
 zent noch immer die stärkste Kraft. Auch
 Dann müsste die Partei sich aber deutlicher
gen in vielen Fällen einen Existenzkampf
gemacht. Und vieles ändert sich: Da geht es
um die Geschwindigkeit der digitalen
Transformation, aber auch um den Über-
gang einer scheinbar grenzenlosen Globali-
sierung zu multipolaren Blöcken wie China,
USA, Russland und Europa. Der Fadenriss
zahlreicher Lieferketten, auch durch die
gegenwärtige Abschottung Chinas, wirkt
sich massiv aus und wird eine Wiederkehr
der Inflation bewirken. Denn wir müssen
entweder sehr teure Containertransporte
zahlen oder nach Europa zurück verlagern.
Das kostet Zeit und Geld, und günstiger
werden die Produkte auch bei einer Rück-
verlagerung nicht. Insgesamt sind die Sor-
genfalten der Unternehmerschaft in den
letzten Wochen und Monaten deutlich tie-
fer geworden.

Sie selbst haben durch Ihre Tätigkeit bei
der Boston Consulting Group in den
1990er Jahren Carl Zeiss Jena erfolg-
reich saniert. Muss man den Wirtschafts-
standort Deutschland mittlerweile eben-
falls als Sanierungsfall betrachten?
Viele Menschen übersehen, dass die Wirt-
schaft nicht von selbst läuft und dass
Steuergelder erst einmal erwirtschaftet
werden müssen, bevor sie verteilt werden
können. Und: Auch andere Länder sind in-
novativ, auch andere Menschen arbeiten
hart. Wenn wir uns nicht bewegen, droht
uns ein Schicksal wie dem sehr sympathi-
schen Land Argentinien: In Buenos Aires
gab es elektrische Straßenlaternen, bevor
die in Paris ankamen. Argentinien war An-
fang des letzten Jahrhunderts eines der am
besten entwickelten Länder weltweit und
befindet sich nun in der Dauerkrise. Wenn
wir nicht wollen, dass Deutschland zum Sa-
nierungsfall oder eben zum „Argentinien
des 21. Jahrhunderts“ wird, also sympa-
thisch, aber technologisch nicht mehr ganz
auf der Höhe, dann müssen wir uns jetzt ge-
waltig bewegen.

Auf welchen wirtschaftlichen Themenfel-
dern muss sich Deutschland in den kom-
menden Jahren besonders erneuern?
Zunächst einmal müssen wir das große
Misstrauen zwischen Politik und Wirt-
schaft, zwischen Bevölkerung und Unter-
nehmen überwinden. Dabei müssen Unter-
nehmen aber auch zeigen, welchen gesell-
schaftlichen Wertbeitrag sie leisten, gerade
auch bei der Bewältigung der Klimakrise.
Hier sind aber auch bessere Rahmenbedin-
gungen, so zum Beispiel verbesserte Ab-
schreibungsmöglichkeiten für Klimainves-
titionen, erforderlich. Zum anderen brau-
chen wir eine gewaltige Bildungsoffensive.
Häufig erlebe ich hier eine Kommunikation
„von oben herab“, etwa mit Blick auf ver-
meintlich bildungsferne Schichten oder mit
Blick auf zugewanderte Personen. Wir
brauchen hier eine stärkere individuelle
Förderung, auch um Teilhabe durch die Be-
herrschung der deutschen Sprache zu er-
möglichen. Und schließlich die Digitalisie-
rung: Wir brauchen digitale Menschen-und
Bürgerrechte sowie einen internationalen
Digitalgerichtshof. Und wir müssen lernen,
dass zur digitalen Bildung auch die Ent-
scheidung darüber gehört, was wir lernen
wollen, in welchen digitalen Welten wir
unterwegs sind und wie wir kommunizie-
ren. Kinder und Jugendliche sind dafür of-
fen, aber auch für Unternehmen ist es wich-
tig, „digitale Fairness“ zu praktizieren!


